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plätze, zulassen, wenn dessen Eingliederung in das Arbeits­
oder Berufsleben auf besondere Schwierigkeiten stößt. Satz 1 
gilt auch für teilzeitbeschäftigte Schwerbehinderte im Sinne 
des § 9 Abs. 2.

(2) Ein Schwerbehinderter, der zur Ausbildung beschäftigt 
wird, wird auf 2 Pflichtplätze angerechnet. Das Arbeitsamt 
kann die befristete Anrechnung auf 3 Pflichtplätze zulassen, 
wenn die Vermittlung in eine berufliche Ausbildungsstelle 
wegen Art oder Schwere der Behinderung auf besondere 
Schwierigkeiten stößt.

§11
Ausgleichsabgabe

(1) Solange Arbeitgeber die vorgeschriebene Zahl Schwerbe­
hinderter nicht beschäftigen, haben sie für jeden unbesetzten 
Pflichtplatz monatlich eine Ausgleichsabgabe zu entrichten. 
Die Zahlung der Ausgleichsabgabe hebt die Pflicht zur 
Beschäftigung Schwerbehinderter nicht auf.

(2) Die Ausgleichsabgabe beträgt je Monat und unbesetzten 
Pflichtplatz 250 Deutsche Mark, die nicht von der Steuer 
absetzbar sind. Sie ist vom Arbeitgeber jährlich zugleich mit 
der Erstattung der Anzeige nach § 13 Abs. 2 an die für seinen 
Sitz zuständige Hauptfürsorgestelle abzuführen. Ist ein Ar­
beitgeber mehr als 3 Monate im Rückstand, erläßt die 
Hauptfürsorgestelle einen Feststellungsbescheid über die 
rückständigen Beträge und betreibt die Einziehung. Für 
rückständige Beträge der Ausgleichsabgabe kann die Haupt­
fürsorgestelle nach dem 31. März eine Woche nach Fällig­
keit einen einmaligen Säumniszuschlag bis zur Höhe von 
2 vom Hundert erheben. Für Beträge, die länger als 3 Mo­
nate fällig sind, kann die Hauptfürsorgestelle für jeden an­
gefangenen Monat einen Säumniszuschlag in Höhe von 1 vom 
Hundert der rückständigen Beträge erheben. Ein Säum­
niszuschlag nach Satz 4 kann angerechnet werden. Für die 
Berechnung des Säumniszuschlages sind die fälligen Beträge 
auf 10 Deutsche Mark abzurunden.

(3) Die Ausgleichsabgabe darf nur für Zwecke der Arbeits­
und Berufsförderung Schwerbehinderter sowie für Leistungen 
zur begleitenden Hilfe im Arbeits- und Berufeleben (§ 31 
Abs. 1 Nr. 3) verwendet werden, soweit Mittel für denselben 
Zweck nicht von anderer Seite zu gewähren sind oder ge­
währt werden. Aus dem Aufkommen an Ausgleichsabgabe 
dürfen persönliche und sächliche Kosten der Verwaltung und 
Kosten des Verfahrens nicht bestritten werden. Der Minister­
rat wird ermächtigt, durch Verordnung die Verwendung der 
Ausgleichsabgabe zu regeln; § 12 Abs. 2 bleibt unberührt. 
Die Hauptfürsorgestelle hat dem Beratenden Ausschuß für 
Behinderte bei der Hauptfürsorgestelle (§ 32) auf dessen Ver­
langen eine Übersicht über die Verwendung der Ausgleichs­
abgabe zu geben.

(4) Die Hauptfürsorgestellen haben 45 vom Hundert des 
Aufkommens am Ausgleichsabgabe an den Ausgleichsfonds 
(§ 12) weiterzuleiten, der der Arbeitsverwaltung hiervon 
50 vom Hundert zur besonderen Förderung Schwerbehinder­
ter nach § 33 Abs. 1 Nr. 3 zuweist, soweit nicht ein anderer 
Anteil erforderlich ist. Zwischen den Hauptfürsorgestellen 
wird ein Ausgleich herbeigeführt. Der auf die einzelne Haupt- 
fürsorgestelle entfallende Anteil am Aufkommen an Aus­
gleichsabgabe bemdßt sich nach dem Mittelwert aus dem Ver­
hältnis der Wohnbevölkerung im Zuständigkeitsbereich der 
Hauptfürsorgestel'le zur Wohnbevölkerung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes und dem Verhältnis der Zahl der im Zustän­
digkeitsbereich der Hauptfürsorgestelle in den Betrieben und 
Dienststellen beschäftigunsgpflichtiger Arbeitgeber auf Ar­
beitsplätzen im Sinne des § 7 Abs. 1 beschäftigten und der bei 
den Arbeitsämtern arbeitslos gemeldeten Schwerbehinderten 
und Gleichgestellten zur entsprechenden Zahl der Schwerbe­
hinderten und Gleichgestellten im Geltungsbereich dieses Ge­
setzes.

(5) Die bei den Hauptfürsorgestel'len verbleibenden Mittel 
der Ausgleichsabgabe sind von diesen gesondert zu verwalten. 
Die Rechnungslegung und die formelle Einrichtung der Rech­
nungen und Belege regeln sich nach den Bestimmungen, die 
für diese Stellen allgemein maßgebend sind.

(6) Bei Arbeitgebern, die über weniger als 30 Arbeitsplätze 
verfügen, kann der Ministerrat durch Verordnung die Aus­
gleichsabgabe für einen bestimmten Zeitraum für einzelne 
Gebiete allgemein herabsetzen oder erlassen, wenn die Zahl 
der unbesetzten Pflichtplätze die Zahl der unterzubringenden 
Schwerbehinderten so erheblich übersteigt, daß die Pflicht­
plätze dieser Arbeitgeber nicht in Anspruch genommen zu 
werden brauchen.

§12
Ausgleichsfonds

(1) Zur besonderen Förderung der Einstellung und Beschäf­
tigung Schwerbehinderter auf Arbeitsplätzen im Sinne des 
§ 7 Abs. 1 und zur Förderung von Einrichtungen und Maß­
nahmen mit überregionalem Interesse auf dem Gebiet der 
Arbeits- und Berufsförderung Schwerbehinderter wird mit 
dem Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes beim Minister 
für Arbeit und Soziales als zweckgebundene Vermögensmasse 
ein „Ausgleichsfonds für überregionale Maßnahmen zur Ein­
gliederung Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Gesell­
schaft“ gebildet. Der Minister für Arbeit und Soziales ver­
waltet den Ausgleichsfonds.

(2) Der Ministerrat wird ermächtigt, durch Verordnung die 
Gestaltung des Ausgleichsfonds, die Verwendung der Mittel 
und diäs Vergabe- und Verwaltungsverfahren zu regeln.

Dritter Abschnitt 
Sonstige Pflichten der Arbeitgeber

§13
Pflichten der Arbeitgeber gegenüber der 

Arbeitsverwaltung und den Hauptfürsorgestellen
(1) Die Arbeitgeber haben, gesondert für jeden Betrieb und 

jede Dienststelle, ein Verzeichnis der bei ihnen beschäftig­
ten Schwerbehinderten, Gleichgestellten und sonstigen an­
rechnungsfähigen Personen laufend zu führen und den Ver­
tretern des Arbeitsamtes und der Hauptfürsorgestelle, die für 
den Sitz des Betriebes oder der Dienststelle zuständig sind, 
auf Verlangen vorzuzeigen.

(2) Die Arbeitgeber haben dem für ihren Sitz zuständigen 
Arbeitsamt unter Beifügung einer Durchschrift für die Haupt­
fürsorgestelle einmal jährlich bis spätestens 31. März für das 
vorangegangene Kalenderjahr, aufgegliedert nach Monaten, 
anzuzeigen

1. die Zahl der Arbeitsplätze nach § 7 Abs. 1, darunter die 
nach § 8 Satz 1, sowie der Stellen nach § 7 Absätze 2 und 3, 
gesondert für jeden Betrieb und jede Dienststelle,

2. die Zahl der in den einzelnen Betrieben und Dienststel­
len beschäftigten Schwerbehinderten, Gleichgestellten und 
sonstigen anrechnungsfähigen Personen, darunter die 
Zahlen der zur Ausbildung und der zur sonstigen beruf­
lichen Bildung eingestellten Schwerbehinderten und 
Gleichgestellten, gesondert nach ihrer Zugehörigkeit zu 
einer dieser Gruppen,

3. Mehrfachanrechnungen und
4. den Gesamtbetrag der geschuldeten Ausgleiehsabgabe. 

Hat ein Arbeitgeber die vorgeschriebene Anzeige bis zum 
30. Juni nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erstattet, er­
läßt das Arbeitsamt einen Feststellungsbescheid über die nach 
Satz 1 Nr. 1 bis 3 anzuzeigenden Verhältnisse. Die Arbeit­
geber haben den Anzeigen 2 Abschriften des nach Absatz 1 
zu führenden Verzeichnisses beizufügen, sofern die Arbeits­
verwaltung nicht zuläßt, daß sie nur die im Berichtszeit­
raum eingetretenen Veränderungen anzeigen. Die Arbeit­
geber haben dem Betriebsrat und gleichstehende Vertretun­
gen, der Schwerbehindertenvertretung (§ 24) und dem Beauf­
tragten des Arbeitgebers (§ 28) je eine Abschrift der Anzeige 
und des Verzeichnisses auszuhändigen. Die Arbeitgeber, die 
zur Beschäftigung Schwerbehinderter nicht verpflichtet sind, 
haben die Anzeige nach Satz 1 nur nach Aufforderung durch 
die Arbeifsverwaltung im Rahmen einer repräsentativen Teil­
erhebung zu erstatten.


